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Ö 21.11.2023 Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften 
(WBVL)
Ö 19.12.2023 Rat der Stadt Wegberg

Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 28.04.2020 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan I-03, Wegberg – Beeckerheide West / 7. Änderung gefasst.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Realisierung von zwei zusätzlichen Einfamilienhäusern innerhalb des Plangebietes 
zu schaffen.

Das Plangebiet des Bebauungsplans I-03, Wegberg – Beeckerheide West / 7. 
Änderung liegt innerhalb der Gemarkung Wegberg und umfasst die 
Wohngrundstücke Heidekamp 18, 20 und 22. Die genaue Abgrenzung ist aus dem 
beigefügten Kartenausschnitt ersichtlich.

Der Bebauungsplan soll Art und Maß der baulichen Nutzung, die überbaubaren 
Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen enthalten.

Im Zeitraum vom 05.04.2023 bis einschließlich 21.04.2023 erfolgte die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit. Gleichzeitig wurde den Behörden und Trägern 
öffentlicher Belange die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben.

Aufgrund der in diesem Verfahrensschritt eingegangenen Stellungnahmen seitens 
der Träger wurde der beigefügte Entwurf der  Abwägungstabelle (Anlage 4) erstellt.
Seitens der Öffentlichkeit wurden in diesem Verfahrensschritt keine Stellungnahmen 
abgegeben.

Hieran schloss sich im Zeitraum vom 18.09.2023 bis einschließlich 20.10.2023 die 
Offenlage des Planentwurfs (Anlage 2) für die Öffentlichkeit an. Gleichzeitig 
wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange erneut beteiligt.

Aufgrund der in diesem Verfahrensschritt eingegangenen Stellungnahmen seitens 
der Träger sowie der Öffentlichkeit wurde eine weitere Abwägungstabelle (Anlage 5) 
erstellt.



Als nächste Verfahrensschritte stehen nun die Abwägung der eingegangenen 
Stellungnahmen sowie der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan I-03A, Wegberg 
– Beeckerheide West / 7. Änderung an.

Beschlussvorschlag:
1. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften empfiehlt 

dem Rat der Stadt Wegberg, unter Berücksichtigung der Ausführungen in den 
Anlagen 4 bis 5 der Beratungsvorlage, über die vorgebrachten Anregungen und 
Stellungnahmen, wie dort beschrieben, zu beschließen. Hieraus ergeben sich 
keine Anpassungen in den Bebauungsplanunterlagen.

2. Sofern dem Beschlussvorschlag Nr. 1 entsprochen wird, empfiehlt der 
Ausschuss für Wohnen, Bauen, Vergaben und Liegenschaften dem Rat ferner, 
den Bebauungsplan I-03A, Wegberg – Beeckerheide West / 7. Änderung in der 
vorliegenden Fassung gemäß Anlage 2 als Satzung zu beschließen.

Städtebauliche Zielsetzung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Realisierung von zwei zusätzlichen Einfamilienhäusern innerhalb des 
Plangebietes zu schaffen.

Das Plangebiet des Bebauungsplans I-03, Wegberg – Beeckerheide West / 7. 
Änderung liegt innerhalb der Gemarkung Wegberg und umfasst die 
Wohngrundstücke Heidekamp 18, 20 und 22. Die genaue Abgrenzung ist aus 
dem beigefügten Kartenausschnitt ersichtlich.

Der Bebauungsplan enthält Art und Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Verkehrsflächen.

Die zu diesem Bebauungsplan gehörende Entwurfsbegründung wird in der 
vorliegenden Fassung als Entscheidungsbegründung (Anlage 3) übernommen.

Der Bürgermeister wird beauftragt, den Beschluss öffentlich bekanntzumachen.

Mit Bekanntmachung dieses Satzungsbeschlusses tritt der Bebauungsplan I-
03A, Wegberg – Beeckerheide West / 7. Änderung in Kraft. Zugleich werden die 
für den Geltungsbereich wirksamen ursprünglichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes I-03A, Wegberg – Beeckerheide West ausser Kraft gesetzt.

Grundlage für diesen Beschluss sind die §§ 1, 2, 10 und 13a des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. Juli 2023 (BGBL. 2023 I Nr. 221), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung (GO) für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV.NRW. S. 
490) und § 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – 
Landesbauordnung 2018 - (BauO NRW 2018) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV.NRW S. 421/SGV. NRW. 232), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 14.09.2021 (GV.NRW. S.1086).



Kosten und Finanzierung:
Keine

Alternativen:
keine

Anlage/n:
1. Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
2. Entwurf des Bebauungsplans I-03A, Wegberg – Beeckerheide / 7. Änderung, 

Stand: 05.04.2023 (Offenlage Fassung)
3. Entwurf der Begründung (Offenlage Fassung), Stand: 05.04.2023
4. Abwägungstabelle der Stellungnahmen seitens der Träger aus der frühzeitigen 

Beteiligung, Stand: 04.09.2023
5. Abwägungstabelle der Stellungnahmen aus der Offenlage, Stand: 25.10.2023

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Stever FB 301

Gez. Bieker FBL FB 301

Gez. Thies Techn. Beigeordn.
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Bebauungsplan I-3A, Wegberg - Beeckerheide West, 7. Änderung
Offenlage

Geltungsbereich Aufgestellt:  September 2023
Fachbereich 301  -  AWin
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BEBAUUNGSPLAN I-3A

WEGBERG - BEECKERHEIDE WEST / 7. ÄNDERUNG - M 1:500
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Bebauungsplan I-34, Wegberg-Beeckerheide West

7. Anderung

Entwurfsbegründung

1.0 Lage und Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Plangebiet liegt innerhalb des ,,Ringes", dem Zentrum der Stadt
Wegberg, östlich der Erschließungsstraße ,Heidekamp", südlich der
Anliegerstraße,,Heidekamp" (d.i. Flurstück 144, Gem. Wegberg, Flur 67)
sowie nördlich der vorhandenen Bebauung am Rotdornweg und westlich
der vorhandenen Bebauung am Hasenwinkel.
Betroffen sind die teilweise bebauten Grundstücke der Gemarkung
Wegberg, Flur 67, Flurstücke 56, 1354, 1355, 1356,1357 sowie 144
(s. oben Anliegerstraße ,,Heidekamp'). Das Plangebiet hat eine
Gesamtgröße von rd. 3.125 m'?.

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist durch ein
entsprechendes Planzeichen im Plan festgesetzt.

2.0 BestehendeRechtsverhältnisse

Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan als ,Wohnbaufläche' (W)
dargestellt und liegt innerhalb des Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes l-3A, Beecker Heide West, aus dem Jahre 1981.1

- nachfolgend als,Ursprünglicher Bebauungsplan" bezeichnet-

Der ,,Ursprüngliche Bebauungsplan' setzt die bauliche Nutzung als

"Kleinsiedlungsgebiet' (WS) und die überbaubaren Flächen durch
Baugrenzen fest, die sich ausschließlich auf die Grundfläche der
seinezeit bestehenden Gebäude beziehen.

3.0 Anlass und Zielsetsung der Planaufstellung

Die Eigentümer der Wohnhäuser Heidekamp Nr. 20 und Nr.22
beabsichtigen, auf dem nicht überbaubarem Teil ihrer Grundstücke jeweils
ein weiteres Wohnhaus zu errichten; der direkte Nachbar, Heidekamp
Nr. 18, stimmt diesem Vorhaben zu.
Um diesen Vorhaben die erforderlichen planungsrechtlichen Grundlagen zu
bieten, ist der ,Ursprüngliche Bebauungsplan' enlsprechend zu ändern.2

1 Bekanntmachung am 11.05.1981
2 Beschluss des Ausschusses für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe vom 24.03.2020 sowie
des Rales der Stadt Wegberg vom 28.04.2020.



4.O

Der Bebauungsplanl-3A, Beeckerheide West, 7.Änderung ist eine
Maßnahme der lnnenentwicklung und soll als - .Bebauungsplan der
lnnenentwicklung' - im Wege eines beschleunigten Vetfahrens nach § 13a
des Baugesetzbuches (BauGB) aufgestelft werden, ohne Durchführung
einer Umweftprüung nach § 2, Abs.4 BauGB. Dies ist nach § 13a Abs. 3
BaUGB ottsüblich bekannt zu machen.

Planungsrechtliche Festsetzungen

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes l-3A Beeckerheide West, 7.

Anderung betreffen im Wesentlichen Art und Maß der baulichen Nutzung
unter besonderer Berücksichtigung der unmittelbar angrenzenden
vorhandenen Bebauung.

Art der baulichen Nutzung

Die bisherige Festsetzung als ,,Kleinsiedlungsgebiete" (WS) nach § 2
Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit den dort möglichen
Nutzungen, wie z.B.,NuEgärten" und,,landwirtschaftliche
Nebenerwerbsstellen" ist nach nunmehr 40 Jahren als Planungsziel
nicht mehr zeitgemäß.
Stattdessen wird nach § 4 BaUNVO festgeset ,rAllgemeine
Wohngebiete' (WA) und dient damit voruviegend dem Wohnen.
Auf Grund der Lage des Plangebietes und der Grundstückszuschnitte
der in Frage stehenden Flächen, werden Regelungen zum Aussch/uss von
Betrieben des Beherbergungsgewerbes, sonstigen nicht störenden
Gewerbebetriebe sowie Anlagen für Verwaltungen und Gartenbau und
Tankstellen (nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5) als Festsetzung im
Bebauungsplan getroffen.

Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die
überbaubare Grundstücksfläche, die Grundflächenzahl und die Zahl der
Vollgeschosse festgesetzt:

4.2. 1 Überbaubare Grundstücksfl äche
Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen nach § 23
BauNVO festgesetzt und schließt die vorhandene Bebauung
(abgesehen von einer bestehenden Garage auf dem Flurstück 1357)
mit ein.

4.2.2 Grundflächenzahl - GRZ
Die Grundflächenzahl ist nach § 17 BauNVO als Höchstmaß mit 0,4
festgesetzt - in Anpassung an die GRZ der angrenzenden
Wohnbereiche.

4.1

4.2



4.2.3 Zahl der Vollgeschosse
Der Bebauungsplan setzt zwei Vollgeschosse fest; dies entspricht
sowohl der vorhandenen Bebauung innerhalb des
Geltungsbereiches des Ursprünglichen Bebauungsplanes 3-A
Beeckerheide West, 7.Anderung, als auch der unmittelbar
angrenzenden Nachbarbebauung.

4.3 Bauweise

Es ist die ,offene Bauweise" festgesetzt mit dem Zusatz, dass nur Einzelhäuser
(mit max. zwei Wohneinheiten) zulässig sind. Dies entspricht weitgehend dem
baulichen Bestand der Nachbarbebauung.

4.4 Gestalterische Festsetzungen

Die zulässige Dachneigung wird mit 10" bis 30' festgesetä. Diese
Festsetzung entspricht im Wesentlichen der des ,Ursprtinglichen
Bebauungsplanes" und wird als städt€bauliches Gestaltungsmerkmal - im
Hinblick auf die unmittelbar angrenzende vorhandene Bebauung - in die
T.Anderung übernommen.

4.5 Verkehrsflächen

Die vorhandene Anliegerstraße ,Heidekamp" (d.i. Flurstück 144)
wurde als öffentliche Verkehrsfläche mit einer Breite von 3,50 m ab
Flurstück 1357 in Fahrtrichtung des Flurstücks 56 (und weiter in Richtung
der Straße ,,Hasenwinkel) im Bebauungsplan als Einbahn§raße
festgesetä. Vor neu entstehenden Grundstücken ist die vorhandene
Straßenbreite auf 4,50 m zu Lasten der neuen Grundstücke zu erweitem.

5.0 Hinweise

Über die o.g. Festsetzungen hinaus enthält der Bebauungsplan Hinweise,
die Auskunft über die Beschaffenhoit des Plangebietes geben und damit
auch direkte Auswirkungen auf die Planung von Baumaßnahmen haben,
wie:
- Verhalten bei Auftreten archäologischer Bodenfunde
- Lage des Plangebietes im Bereich der Erdbebenzone 2
- Maßnahmen bezüglich der Grundwasserstände im Plangebiet sowie

bergbaubedingter Auswirkungen
- Verhalten bei Versickerung von Niederschlagswasser
- Maßnahmen bei Errichtung und Betrieb von Klima-, Kühl-,

Entlüftungsanlagen sowie Luft- und Wärmepumpen und
BlockhoizkraftwErken

- KampfmitteluntersuchungvorBaubeginn

3



6.0 Belange der Umwelt

Durch den Bebauungsplan l-3A, Beckerheide West T.Anderung werden die
Grundzüge der Planung des ,,Ursprünglichen Bebauungsplanes" aus dem

Jahre 1981 nicht berührt.
Es ergeben sich auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von
Natur und Landschaft i.S. §1 Abs. 6 Nr.7 BauGB.

Wegberg, im August 2023

4



Stadt Wegberg Bebauungsplan I-3A Wegbery-Beeckerheide West Z.Anderung

Stellun$ahme/AbwäSunSsvorschlag derVerwahung zu den im Rahmen der fraihzeitBen Träterbetelllgung eingeßangenen StellurBnahmen

L. Bundesamt für lnfrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn
2. Deutsche Telekom Technik GmbH
3. Erftverband,Bergheim

4. EBV, Hückelhoven

5. BezirksregierungArnsberg

6. NEW NEIZ GMbH
7. NEWNiederrheinWasser

8. KreisverwaltungHeinsberg

9. Kreisverwaltung Heinsberg, Brandschutz
10. Bezirksregierung Düsseldorf
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Deutsch Telekom Technik GmbH
Stellungnahme der
Verwaltung

Es werden keine Bedenken
gegen die Planung erhoben.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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3 Erftverband, Bergheim
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Stellungnahme der
Verwaltung

Hinweis darauf, dass flurnahe
G rundwasserstä nde auftreten
können.
Diese Anregung ist bereits im
Bebauungsplanentwurf als
Hinweis enthalten.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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Noch: Erftverband, Bergheim
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4 EBV, Hückelhoven
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EBv GmoH

A. *J-<-

:t=E:L llä4x"'*

4

Stellungnahme der
Verwaltung

EBV ist nach eigenen
Aussagen nicht zuständig und
verweist an die
Bezirksregierung Arnsberg.

Siehe hierzu Lfd. Nr.5
,,Bezirksregierung Arnsberg"

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

@

;. tr.üll.

*:.9.- e',- X'J.",g1.Jil:'*
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Bezi rksregierung Arnsberg
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8.b.uung!pl.n l-O3A - tYe€b.rg8.eckeröoldo Wolt - 7- Anderung

Fruhleiligo Beteiligung dst B€hörden und sonst€an Träger öftentlichcr

B€lango gemäß § 4 Abs. 1 BaUGB

lhre E-Mail vom O5.O4 2023

Sehr geehrte Oam€n und Herren.

die vorbezeichnete PlenrnsßnBhrne borindet sich i.iber dem aul Braun-

kohlc verlEhenen Bergwerk3tel, .Union 171'. Eigonlümerin dieses Berg-

ryerkstcldes ist die RV Rhcinbraun Händel und Dlon3llei3tungen GmbH.

Stuttgonwog 2 in 50935 Köln.

Soweil eine en13prechondG grundsätrliche Abslimmung mit dGm Feldca-

eigenlrimer / Bergwerksunlernehmer nichl boreit§ erlolgt ist. e.npfehle

|ch. dicaem in Bezug aut rlÖgtuche zukÜnftige bergbauliche Planungen

zu b€rgbauhchen Einwirtungen aus b€rerts utngegangenem Bergb3u so'

wle zu dorl vorli€gondcn r.roileren lnfomationen bzgl borggchadensEle-

4\

Stellungnahme der
Verwaltung

Es wird empfohlen, dem

Feldeseigentümer ,, RV

Rheinbraun Handel und
Dienstleistung GmbH"
Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

Nach Aussagen der
Bezi rksregierung Arnsberg

sind damit u.a. auch

bergschadenrelevante
Fragen, die grundsätzlich
privatrechtlich zu klären sind,
betroffen.
Ein entsprechender Hinweis
ist im Bebauungsplanentwurf
enthalten.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

e



vlntor F.r0oatüllungan C,€logea rel uua Slellungnahne zu !9§d. Mö9-

idrG reile llogon dam F6ldelelg€olümcr / Bargüerkiunlomrhm€. auch

lnlormslionan zu Botrbau in dsm batrattrenden Bercich vor, der hb. nkhl

bat rnt kt. hlbgtoodeE aolüe d€rn FoldgiolgcntirrEr , EerEtvsrksuo'

tem6hnEr dsbci .uch Gelegenlleil gegeben $/erden. 3idl zum E.forder-

Borgpdüd.n zu älrßarn. Dbls Frrgeltellung lBt gondsälzlich pritat-

rechfiafi ztbahon Gruidoi{lcnlorrrr / Voitr.baiElrägor und Bcrgwerks-

unlrrrEhm6r / FoH6lrhcat0rrEr zu rogsln.

Ausrfblkh dcr d€r:rit hbr vorliegenden Unllrlagro ist im Beekh d€s

PbnvD.heben3 koin Abbeu von Mhorslbn .lokuftrcnliert. Dansch isl mit

bllgüoullshcn Eln itt(unlEn nk ll zu radrflln.

Jadoch bl dar PLnung!4rorhabonEb6roid! nach d6n hhr \,ort gendeo

Unterhoin (OitbronucnpEnc mil Standr 01.10.m18 iu! d.m Revteö€-

richt, 8€richt I, Auswirtuogsn d6r Grund*esso.eb6enkung, de8Samm€l-

bolcrroidB - Az.: €1.a2.83 -2000-l -) von durch S0mplunCsmallnahmen

des B.aunkoiLnbcrgüeu3 Hingtgn GrundrvaslarEb!.nkungen borol-

,€o. For dio Sl.üungo.ifiE nuden fohende G.und§aa.orbibr (n.ch

Elntoilurs von S.rrneider a Thirle, 1865) b€ll.chlel: Obgros SL,okwerh,

98. 8, 7,6D,68, 2 - 5, 00, 07 xöh.r Schollr. 05 lQlner Scholl6.

Fohendes iollto dohor b.rM(släliol wcrdsni

den B€lrirö dcr ElEunkohhdegoiaua, noch ob€r 6iEn länge,en Zeit-

r&rm wltsem biahan. Elnc Zunthrno dcr EaahflGrung alor Gruftrwa3-

aa.stlnde lft Phn[rnorr\y'oÖab€n3g6blel in dan näcirian JerrEa i3l

n.ch h€rrlio.m Ksnntnbstand nicht au3ruschließ.n. F.mor isl oech 8e.

€ndigung d€r bargb.ulich.n S0opfunoamaßnthrncn Gin Grundw!33e.-

wiedc.ENll€g au arwar!8o.

Stellungnahme der
Verwaltung

Bezüglich der
Grundwasserabsenkung ist
bereits ein Hinweis im
Planentwurf enthalten.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

Senommen.



ffi'.e.-no 
w

Sorvohl im Zugo dqr Grundwassorabeenkung l0r den graunkohletagcbau

rb auch bei oinem 3pätorcn Grundwasserui€dcanstica sind hiardurch
bGdingle Bodenbcüßgungon mügtich, OiaB. könncn bei bestirnmten gc-
ologbchen §itucünnen eu Schoden an der Tagerobedläcfic frhren. Die
Anderungen dcr Grundurarserfurabs6nde rowis die Möglbhkeit von Bo-
denöewegußgon rollten b€l planungon und Vorhaben Bcrücfsbhlhuno
findcn. lch empbhlc lhncn. diesboz0glid, ehs Anfrage *r die RVI/E

Por,er AG, StolsGnuog 2 in S093S Köln, 3s{ie ftir konkrcte Grunduras.
§erdaton an dcn Erffverbaod, Am Errtvolbsnd 6 in 50126 Bargheim, zu
stellen.

Für Rüc*lragon slehe ich hncn icdczeit geme zur Verfrgung.

llit trcundlichen Gr0ßen und Glüdrauf
knAuflng:

Gez :Habictil

Amrlt,It Ob.u
wd Crttfr h l.lw

S.rl!lüS



NEW Netz GmbH

Stellungnahtft (n) (Strnd: 11.04.2023)

rot r I l,r!a.w tYrgöng ' tL.d.nad w?e

vir$ri$rfit! trtüriea t {a+rg dr. !äüt'1el.l t'{l)ticc
:rtr. 6 0'.l0ll ' ?l 0' &tl

a.r$rt
,lrtr

§tn Jrr§

Bü'TG
arlif t rCt0.

,.rY X- o{ilai
,l O. lorr
tr.tlatd! frtnlBnd. F (äUeo,l A'.,r<'t '

3afr !.r.üa oa?t ud xrl|rt

ü{a3t olrl i, trr aitlg.

Y{i n$?r rtr }'}{a lar.$ l,d hrdl }ta' lt aall la§6 a'r' tt" o'{i{ttn v'li..

tü rrrrrr , §r r.{l' Ö lnair !ai! a, v"i,"ra

l,. Lr6(lln o.ilr

ur.bÄ tlto{r
G.,J I r alrrj}lr(ned1J.4 'rd A& ra.(,.Ä*Can x l.S

r*E\f ht G,narl

Lri|a'lhc..Oqtial, &

[rd.r{a(ir.§r, tt}r
1$ll G.,..t{rir
li ..tlrtll?.t!rl

?a|lrdüA .IYr l|.C C.n r. alll0 tr(i(l.6td,.(r

vrt{ra.ci c! l{rrarlr,l.l lia,r6 flt
ft(,\rirl,rt. Cc,r4t g,\a.rr.
YJ {r Ctt ä(,Il G{5lrdF
LPt lrrll A,rrt{.i(n rd!1 USI{q'i' 0{!l'llÜI

ll. trt ?ü3

Stellungnahme der
Verwaltung

Es werden keine Bedenken

vorgebracht.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen.



NEW Niederrheinwasser

Stclhrrynahme(n) (Stand: 13.04.2041

St lorrctho: 1fi4,7.Andlritngw@tg-Boccklrlt.i,Gw8ll

Vcd$rmrtsltrilt Fnluclip Bmtgng du 8dtödcn g?fn. I 1{1) SaUGB

Zdram: (F.0a,2023.21,fl.202t

ftbü
i.,*:.
.stdrryranme: 'Erml ym: Ctßüol Sc00!r, a,n: 13.04.?0et , Al(qtzdn n: l{3A r 7.Aä4 1'03A 1 7. Änlmry W@rg '

'0rcchrlroida }lbg

rSdr prtnc Oam und Hrru!
!

: Dtb IGW Nhtxttulrllrrssa ?lrü lci'ür Ei[Ft ü gcgar dcr o.g. B.üüut[$an.
, 0!' 8ürtch büürn kahes uscrcr ttlsscnh8usl!üac't,

M.IG,

Stellungnahme der
Verwaltung

Es werden keine Bedenken
vorgebracht.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

l1 Arrt fl[3



8. KreisverwaltunB Heinsberg

9a.lhrn9mnm.(n, (§rrnd: OZt 6.2023)
En /,. &q!E rtr!.a. a.diü kd
.r6..ra.l-.lura.fuF l. (!) r.ror 0 Z Mai 2(t3

.-rr i..'. o..- ud Ln-.
dacrnc -!d.r t - o{rd,-rtd a.. (r.b.8a,.!..t u 7. riffr?a.
,a.!..r,rlrb' s t .ä.drc. w-', rr.arir,
ladh. rr- c-.r'dr.E-,'k *rldr5n...fu.

iDl.r-uti$n d.. t}tüdrndt .ri* Ör 6 $ds !.r.

a/

Stellungnahme der
Verwaltung

Seitens des
Gesundheitsamtes, der
unteren Naturschutzbehörde
sowie der unteren
Wasserbehörde werden keine
Bedenken erhoben.

Die lmmissionsschutzbehörde
bittet um Aufnahme eines
Hinweises, wie vorformuliert:

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

Senommen.

Folgender Hinweis ist in den
Bebauungsplanentwurf
aufzunehmen: ,,Die Errichtung und
der Betrieb von Klima-, Kühl- und
Entlüft ungsanlagen, Luft- und

Wärmepumpen sowie
Blockheizkraftwerken hat im
Plangebiet unter Beachtung

,,Leitfaden für die Verbesserung des
Schutzes gegen Lärm bei stationären
Geräten" der Bund-Länder-
Arbeitsgemeinschaft für
lmmissionsschutz- TAI (www.lai-
im m iss io nssch utz.de) zu erfolgen."

;o.. d,.o§.d r.ri.. ..5 r.jr. Erncr,i rr ir- a-i.ö F t(r..l. l(cr urd L6nFdTr. 4 d wlmtq'!.' '*]t}dsffidr.l-srr.lan Lh adtra.* - ..Id'rl**.-e.o-Idt ll]llr!|dtu -a(*o
iffi4)r'r.r.-j
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Noch: Kreisverwaltung Heinsberg, Amt für Umwelt und Verkehrsplanung

l6r.hr,r!.rvcdo.au.tl
Da. .*hrols.rü.n Anlod@.E.n .^ dlc Lö..hwa..Mruo.auna 3eir.^. d!.
F.uctuchr.^ sc[Gn im AllA.nr.inc. wr6. d.1! Hvdr.ntcn .utrci.h.nd .ur V€rl0lunt
3rch.^. Actlcttcn €lnrh.5ntu.ßn r.itcd d.r lri6kt.:*mEq8un8 wctdc. .uch
i.r.r.r. Möalkhl.I..,zum B.iip'.| u.ldi.dir<h. tör<h*.!!c.bchaltd o.rc. btu6m.
iö Bcl.ehl tcroa.n. W.itcrhl. bG .lrn n.h di. A^ro.dcreoaln .u. ,ql .t6
Gre.d*hori lm Or.^dr.hur, ln. wohnAlbi.r.. G.*.b.gebiclc, Mi..hacbicr. und
l^dortri.!e$el. ohn. !rhöhr.t S*h_ od.. P..sr..a3Uo.

Os ovcw.a,b.ii.bl.il wrloot:?o15{2 Äußln .i.h tu d.. Gru^dl.a.n d.,
!a,!chw.3..@rrr!nt w'. loltt:

-Di^ Abst*,tu @ Hr*nhto. htttt.n nn Ob.orn du AebuoS t lrd t'teu.ttukt@
.ntto,ccl]l.z Fn, rrl€ d.,nißrclk V taa Löt hwattc. ka OVGWW4O5lA) tu *a.ht ^
Oie Abtt dd. @D Ht*tn,cn ia O.at ,eLc^ di4 to.h *" löschßst.Nto4ütv
lC .t k rxtt2)diN,.A3t rli6 gcdaiftlrll,b.utriMa'

5.1r.ß d.r Fcu.lvlt .n bc...h.n ,ohdrd. A.io.d.ru.t.n:

' l iydr.ntcn aind r. .d@rdE., d.tr .i. dlc wüt!ro.i^.hm. l.icht c.6öali.h.^

' Dlc Lo« rM!3r.w.6qße.t tÜr dcn .t.tc. L!.t$^Atitr ,or E,. dbcrrhpauni und tu.
Rcrrq.S vo. pcßoGn ouß i6.i4. €n(cr.una6n 75 m l-.uiini. bir:!6 Zua.n8 dB
G.und3rü.t! vo^ d., 6rl.ntli.hc. v.rk.hr.tlLhc .ut ra.h..!f,.rclrl 3.in.

. E^t..hmcrrcll6 elt rtOO Vmin (2rl frrrlttrn, *.t..tbt. *.n dica..elc
!ör<hw.rr..m6ac d6 Grund«hul.cr kl.l..m Uml.(i3lR.diut) vq 3OO o .o.
f Erimil 2 E.tn.h{lcrrclcn sa.he.0prlcllr @.d.n käM.

. Oic Ah.stn. wn Hy&.nt!n tut lcituq.o i^ O.ttrr.l..a. db Mh d.r
lin.aM.rscrv.rsalns (Grv.d*hut:) di.^o dotacn l5o d nicht alb...r.ia§n.
G.öß..c Abrrä6d! v6 Hy.lont.n bc{rüren dc. xohp.orltion dut(h rndc.. ae.r8tut.
Löi.rBiß...nlnihmcat.ll.^.

. O.r tör.hw.t.4.b.d..t fü. .tcn Gr'r.d<h!lr itt bci nlcd.i8c.. a. dtr R.a!l
,r.irt.h.nd.. 8.b.@ot IblJ 3 volllct<horr., mit a@ ydln (48 6'/h) und !.i 3o^rti8F
B.bruur8 mit minddt ß l.600 r/min 196 mr,4» u.d,Ür eirla Dru..!6 mlnderl.n! 2h

. Ocr i^3ßc.rFt bcn6tlal. Lö*hw.rr.tb.drl ltr in Giem Uml..it{R.dius)vM 30O

Oi.r. Rc8.lu.8 ailt ni.ht Ob.. uniib.tuindbnro Hi.d.rnii!. hinwc& O.r sind ,. B.
Erhnl,Jr1cd. m.hßA,.i8c SGhEllrl.t&n.tulc a.o&. l!^!8dkkkt.
Gcb.ldctohDlcrc. dt dic trB5chlich. L.ur.rdtG 2ü dc. tö!.hw..!cre.rn.hh.tt.tl.r
uivcrhilrairm;ßii v.rilnacrn.

Stellungnahme der
Verwaltung

Löschwasseruercorgung
Der Geltungsbereich des
Bebauungsplanentwurfs ist
bereits weitgehend bebaut.
Die Löschwasserversorgung
ist im Plangebiet i.S. der
Anforderung der Feuerwehr
bereits vorhanden.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

@



Kreisverwaltung Heinsberg, Amt für Umwelt und Verkehrsplanung

. 8cl d€r obcn 3e^lnntcn Wottctcotn.hme tur 
'lyd..inlen 

(Nannlcirtuns) darl öc.
8et?icbrdruck 1,5 bn. ni<ht untcßchrcitcn.

. Für Gqrcrbe. und lnduittlqtcbiGtc ersGbcn:ich t6t. Mhctc Anlotdqungen eufgntnd
ffi .ndcrcn.cchtlkhcn Vortrbcn, r. 8. Mustcr'lnduit.lcbau.Richlll6ic.

ln dcn Vorbtln rum EauantrJS" :. B. Erlnd*hutznxhKi!, sind dct LÖr(lMtsterbcdrrt
(in Uminl uaddcr Ltt'rchwJ3tarnxhmis tüt dic crstc Lösßhwl33crcntnnhmestcllc im 75
,r Bcfcich (L.urlinic bls rum Grundtlrxk, tilic für die tesmlc Lötclfrvat*rmcnlc in
cinm Umlrcls lRrdius) wn 3OO m denust.llcn.

qE!.
ln o.ä!ti@dd eb6rtaFtlißhrtt dd Laitdda. SeulrrMru{rtciu.rd
der OcurxlEr fwhcbtidct iä^Dttlffiuat mil dfi OVGW Otulsh..
Vd.i id.r G.i' ird wn*dxhtr. v. l2ol8.al
.L.däreturl s lHr5lo lo alrotüdr.i Vitah.rru.rt n'

OaddE§t\r.t
nEh ! 17 dn B.u.
a{DurgüYtqthahe

Hd6t
0n,s,

ltfflrbhr9öÖ0,frR)
rrh6 yeäi9ab.lca (!,lr^)
ba.o,i(ta6 l,\iblvEaDaf

ol,a)
farrlteroEb (U0
Do.t brt (UD,

cffi. t

gooa. roel I

,(.6O§b (rrlx)
G.{.looörro lG€.)

In<roh'
gf,odc

(Gll

a
(sw)

Zdil do.
VC5§dr6t.

a2 >3 l- I I'
o.r ' r.o I :.o. ?.Gacrstlttct6.

r.il (GrZ) r o.a r O.! . O.C o 7. t.2

Bamosuil
taMzl I
Lahctmlsrt da,
b.!&dr<,€lü
C-ttn ö.t

21 46 e6

48 90 s r92

ül t0? re2

Sorern dic obiSen A^tor(hru^BGn än dic LötcturstcrucrtorSun8 nrcht hiorclcrxnd
ertülll Krden können. müstcn andc.c Mößlichk?itcn. r. 8. durch unlcrirdi(hc
Löa<hwriterbchaltcr. -brunmn.'tci(hc be. bti ru 8.oßen EnttcrnunS"nwr.ile,c
Hydruntcn eMoßcn rerdcn

Oie AbrtimmunS :ur Aurlührung und rur KGtcnübcrnahmc c.rolSt lm gcda.lsrJll
eitclEn dcr Gcmeindc und dem Wrs3emEdsunSiunlernchmen

Stellungnahme der
Verwaltung

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

@



Kreisverwaltung Heinsberg, Amt für Umwelt und Verkehrsplanung

ZuSlndlth&.lr dar Grundtto.kc,, nänun sm8"
Oic Bebäuung dct Glutrd3tückc ltt ro vorzunctmcn. degs der Einsatz von Fesetlösch'
und Rcttunfi8Grlten ohrc Schwiaritkcitm mö8lich i3t.

Licten Ccb§uda 8.[ oder in Tetti$miler rh som vtr d.rörlcntlkhcn Verkehrsllä<hc
cnttcrnt, ist clnc Zufahrt lür FahrzcuSc der Fcu(lMhr tmüß § 3 SsuO NRW
trerzultcllcn Die Zutährt iil temäß 5 5 8äuO NRw herzudchten, Oic Ausrührung muss
de. Murtar-Richtlinic iibar Flirchcn tür dle FcucMhr (MRFlFw) inklustw dcr Aurrtell-
uod ENogunSrfl§chcn cntsor"shan. Oic Xutvanradlcn rlnd €nt3prfrhe nd ä bte.htan.

?u'und Durchfahrtcntoldc Autttell- und Bcwtamgstllchon tor di. Fcueruchr tind so

ru bcteitißrr!, das$ sic vm Fecffihrtahrzcut€n mit cins aulä'si8cn Gc5lmtrultc 6n
16 t und eincr Achtlartvon 10 I bcrahren wcrdcn kö6trcn.

Norrc^diße Fcnsts in Obatßeschos3§nrnüs3an im Lkhtcn cina taclc Öttnungsfl&ht
vohmindGtcns O,? m x 1.2 m b€;iutn und ltir dlc FeucrYchr cr.cichb.r icin. Dic
Fanrtcr rind zur öftmtlict€n vcrkchrtnrchc odcr:u Fcucmchrbqwqgung§tt&hcn hin
.uizurichtcn §§ l4 und 37 BauO NRW.

An d.n älr ilallcr Rcttun6rwg aus3c*iGtenan Factqrn muss dlrAuttt"llcn von
l4tthttto Leit€rn dc{ F.rrcM.hr,cdarrclt mötllch 3cln. Oies ist inibBondcre bci
EcDtlanzungcn und Prrmächen ru bcachten (9 ltl EauO NRW).

Fü. evll. Gebäudc dcrGcbäudeklrsscn 4 und 5 wird üina Autstcllrlächc für
HubrctlunSrt3hncuge gem. W zu § 5 SauO NRW bmötltt, srcrn dicie Geb5ude dcn
Meiicn RettunSiwrß nicht aut .nderc wcir€ (,*i Treppcnr5um!) si(harstellen.

Hlnwaii
VieleBauvorhnb€nwcrden:wiich"nz.itlich u.a. ruchals.G"mtätionanha{ß/
alteßgci"chtca odcr lonior.ngercchtc: Wohncn' batitclt. ln v.ehled.ren
NutaunSseiohdten wird dcr swcitt ncttunt3watdennoch übct trsSbrrr Lcitcrn
richerte3t"-llt.
Di. Brrndschulzdientt3tcllc w€i5l im Rahman ds dcmosrephis<hcnWrndelr aul
foltendcr hin:
Oer P.rsooenkreii. dcr rich problcmlos rJbcr dltsc Gcritetcttcn l§ssl,wird lm Laule dcr
nä(hrt€n ,thrccher klcimr *rden. Das llatt 2um eimn an dcr irnmer rltqrwrrdcrxtcn
8evötkcrurB und tum end€ren tn dcr Zunahtni prlaScb«lürftlgcr Mcnschcn. Aut Gn nd
dieser Tat3achc be:tchcn mit Sicht ilf rolcha gruvorh.ben gcdaakrn rn dlc AusleSvng
dcs rweit€n Rcttun8srcBri rr€riell tür dlcsa Nutauntstom.

Mit treundlichen Gtüßan
lm Auttr!B

/ r/ar,Z-
Houbm

Stellungnahme der
Verwaltung

Zugönglichkeit der
G ru n d stü cke / Rettu n g sw e g e

Nach den Festsetzungen des

Planentwurfes ist die
Zugänglichkeit der
G rundstücke entsprechend
berücksichtigt.
Diese Fragen und die nach
den Rettungswege an

Gebäuden sind gem.

BauONRW geregelt.

Hinweis
Diese Fragen können nur
-wie vor beschrieben- im
Rahmen konkreter
Baumaßnahmen gelöst
werden.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

Die Stellungnahme
genommen.

wird zur Kenntnis



10 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst

8.:l.tFelrrurE OO-rdo.r

0 Z Ma; 2OZ3

Stellungnahme der
Verwaltung

Es wird empfohlen, einen
Antrag auf
Kampfmitteluntersuchung zu

stellen.
Es ist sinnvoll, eine derartigen
Überprüfung zeitnah vor
Durchführung von
Baumaßnahmen zu

beantragen.
Ein entsprechender Hinweis
sollte im
Bebauungsplanentwurf
übernommen werden.

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Der Bebauungsplanentwurf wird
durch folgenden Hinweis ergänzt:

,,Gemäß Hinweis des
Kampfmittelbeseitigungsdienstes ist
vor Beginn einer Baumaßnahme ein
Antrag auf Kampfmitteluntersuchung
zu stellen.
Sind Spezialtiefbauarbeiten geplant,
ist vorher eine Bohrlochdetektion
durchzuführen."

St dt w.gb..g
Ordnung3emt
Rathaue plstz 25 /.(

K.rDhü.1b...1üouno.dl.nd, l-utttlld.u.Ertung
yv€gb.rg, E^^'citorurE dcr Prunt§chc 53 Tooao-102'23

tlr Sch.rSon vo.n t3.Or.2O23, A..: win

LultDildo. err! d€n Jslven 193e - 19a5 utld a l6tc hlstorbctE urtorleg€n
ti.Lm tlriw.ric .r, \r.rm.h(c Bodcrrsnpfhsrdlu.€En. lch .Trp,.hlt
.h. OD.rp.,Orung <r.. tu Olrtb.u.n.i.n Fltcht rut XtnPtHütl lrn
.u.gct/r...rE6 B.r.lch.r.. b.hl.filgLn K.?t . ob B.aunr.Oung der
tl'b.rprtitung 6rtolgl uDcr d.. Formula. Aat.o ed Kdnolmin.hrnt€rau_
9!!5! .

Soü..n ca 
^ach 

19a5 ArtacholturBen 0sgGben trat, sind dl€36 biß ,ut des
Gdaidoohrceu von 10aS .bzu8chi$en.

Erideon Spczlrnidbaua.lan6n mil eücblchcn rnochaniachcn Balattun-
gsn wb Rammsrbelen. PfehlgrtvdlnlEn. \rBrb&rsrb€lton 8lc. crnprehle
ah GirE Aohrbchdadüoo. S.rchten Sb h di.r...rr Fa{ don lldldg0
aul üBerc{ hsm€treie.

W6:t6.a hiormltbnen firxlrn Si6 .ut moirEr !@!eggp .

vn Ait ae on dräv.-im.d
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Stellungnahme der
Verwaltung

ln dem in der Karte
ausgewiesenen Bereich wird
empfohlen, ein Antrag auf
Ka mpfmitteluntersuch ung zu

stellen.
Ein entsprechender Hinweis
wird in den Bebauungsplan
aufgenommen (siehe vor).

Abwägungsvorschlag der Verwaltung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.

@



Bebauungsplan I-3A Wegberg-Beeckerheide West / 7. Änderung 

Eingegangene Stellungnahmen während der Offenlage 18.10.2023 – 20.10.2023 zum o.g. Planverfahren 

 

Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

1. Deutsche Telekom Technik GmbH, West PTI 24: 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken.  

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

2. Schwalmverband: 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken.  

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

3. NEW NiederrheinWasser GmbH: 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken.  

 

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

4. NEW Netz GmbH: 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. 

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

5. 

 

 

 

 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 

Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. 

 

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 



Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

6 

 

 

 

Stadt Wegberg, Fachbereich Bürgerservice und 

Sicherheit 

 

  Gegen  die Planung bestehen keine 

Bedenken 

 

 

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen 

7 

 

 

 

 

 

 

 

Erft Verband, Bergheim 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken, wenn die Hinweise aus der 

Stellungnahme vom 13.04.2023, dass 

flurnahe Grundwasserstände auftreten 

können berücksichtigt wurde. 

 

 

Dieser Hinweis ist bereits im Bebauungsplan 

unter „Hinweise“ übernommen worden.  

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

      8 

 

 

 

 

 

 

 

EBV GmbH, Hückelhoven 

 

 Es wird darauf hingewiesen, dass diese 

Dienststelle nicht zuständig ist. 

Gegebenenfalls könnte die 

Bezirksregierung Arnsberg zuständig sein. 

 

 

Die Bezirksregierung Arnsberg hatte mit 

Schreiben vom 13.04.2023 Stellung 

genommen. Diese Stellungnahme wurde 

bereits im Bebauungsplanentwurf unter 

„Hinweise, Nr. 5 „ Berücksichtigt. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 



Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

     9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kreis Heinsberg 

Gesundheitsamt, Bodenschutzbehörde, Untere  

Naturschutzbehörde, untere Wasserbehörde 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. 

 

Brandschutzdienststelle 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. Die Stellungnahme vom 

24.04.2023 sollen weiterhin Beachtung 

finden 

 

 

Untere Immissionsschutzbehörde 

 

 Gegen die Planung bestehen keine 

Bedenken. Es wird um Aufnahme eines 

Hinweises bezüglich des Lärmschutzes bei 

der Errichtung und dem Betrieb von   

Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- 

und Wärmepumpen sowie Blockheizkraft- 

werken in den Bebauungsplan gebeten.  

 

 

 

 

Die Stellungnahmen haben keine 

Planänderung zur Folge. 

 

 

Die Hinweise zu den öffentlichen 

Verkehrsflächen, zur Löschwasserversorgung 

sowie der Zugänglichkeit der Grundstücke / 

Rettungswege wurden im Bebauungsplan 

bereits berücksichtigt. Eine Planänderung ist 

nicht erforderlich. 

 

 

Dier Hinweis wurde schon am 02,05.2023 

schriftlich vorgetragen und ist bereits im 

Bebauungsplan unter „Hinweise“ 

berücksichtigt.  

Die Stellungnahme hat keine Planänderung 

zur Folge. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

  

 

10. 

 

Centra GmbH (Bürger-ID 26849) – Verwalter der 

WEG Lärchenhain 2-6 

 

 Die auf der Straßenfläche der 

„Anliegerstraße Heidekamp“ anfallenden 

Regenwasser werden - gem. Absprache 

zwischen der WEG und dem Tiefbauamt 

der Stadt Wegberg -  z.Zt. als 

Übergangslösung über Rigolen, die auf 

dem Grundstück der WEG liegen 

(Flurstück 1333), abgeleitet. Es steht zu 

befürchten, dass diese Rigolen durch 

„Schlämmstoffe“ beschädigt werden. 

Es wird gefordert, dass vor Erteilung einer 

Baugenehmigung stattdessen die 

„Anliegerstraße Heideweg“ an das städt. 

Abwassernetz angeschlossen wird. 

 

 

 

 

 

Die Ableitung des Oberflächenwassers der 

„Anliegerstraße Heidekamp“ durch Rigolen 

über das Flurstück 1333 ist durch 

Erschließungsvertrag vereinbart. Eine 

Einsichtnahme in die o.g. Vertragsunterlagen 

ist möglich.  

Eine zusätzliche Einspülung von 

„Schlämmstoffen“ in die Rigolen ist nicht zu 

befürchten.  

Die 7. Änderung des Bebauungsplanes I-3A 

hat keine negativen Auswirkungen auf die 

vorgenannten Rigolen.  

Baugenehmigungen werden im Rahmen 

einer Antragstellung nach dem geltenden 

Baurecht behandelt. 

 

 

 

 

Der Anregung der Centra GmbH 

wird nicht gefolgt. 

Die Antragstellerin ist 

entsprechend zu informieren. 

 



Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

11. Bürger 1 – ID: 26840 (Stellungnahme vom 

10.10.2023) 

 

 Es wird darauf hingewiesen, dass die 

Terrasse der Erdgeschoßwohnung durch 

eine mögliche 2-geschossige Bebauung auf 

den Flurstücken 1345 und 1355 

verschattet wird. Es wird gebeten, auf 

diesen Flurstücken nur eine 1-geschossige 

Bebauung zuzulassen. 

 

 

 Die auf der Straßenfläche der 

„Anliegerstraße Heidekamp“ anfallenden 

Regenwasser werden - gem. Absprache 

zwischen der WEG und dem Tiefbauamt 

der Stadt Wegberg -  z.Zt. als 

Übergangslösung über Rigolen, die auf 

dem Grundstück der WEG liegen 

(Flurstück 1333), abgeleitet. Es steht zu 

befürchten, dass diese Rigolen durch 

„Schlämmstoffe“ beschädigt werden. 

Es wird gefordert, dass vor Erteilung einer 

Baugenehmigung stattdessen die 

„Anliegerstraße Heideweg“ an das städt. 

Abwassernetz angeschlossen wird.1 

 

 

 

Eine unzumutbare Verschattung liegt nicht 

vor, da die gesetzlichen Abstandsflächen mit 

der Bebauungsplanfestsetzung „Zahl der 

Vollgeschosse II „eingehalten werden und 

somit ein Rechtsschutz gegen eine mögliche 

Verschattung oder freie Aussicht nicht 

gegeben ist. 

 

 

 

Die Ableitung der Oberflächenwasser der 

„Anliegerstraße Heidekamp“ durch Rigolen 

über das Flurstück 1333 ist durch 

Erschließungsvertrag vereinbart. Eine 

Einsichtnahme in die o.g. Vertragsunterlagen 

ist möglich.  

Eine zusätzliche Einspülung von 

„Schlämmstoffen“ in die Rigolen ist nicht zu 

befürchten.  

Die 7. Änderung des Bebauungsplanes I-3A 

hat keine negativen Auswirkungen auf die 

vorgenannten Rigolen.  

Baugenehmigungen werden im Rahmen 

einer Antragstellung nach dem geltenden 

Baurecht behandelt. 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Eine Änderung des 

Bebauungsplanes erfolgt nicht; es 

bleibt bei der 

Bebauungsplanfestsetzung „Zahl 

der Vollgeschosse II“. 

 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Antragsteller ist 

entsprechend zu informieren. 

                                                           
1 Wortgleich zu Lfd. Nr. 10 



Lfd. 

Nr. 
Bezeichnung der Behörde /  

Inhaltliche Zusammenfassung der 

Stellungnahme 

Bewertung der Stellungnahme Beschlussvorschlag 

 Anlage zur Stellungnahme Nr. 11 aus dem Jahre 

2019 

 

 Es wird darauf hingewiesen, dass die 

Terrasse der Erdgeschoßwohnung durch 

eine mögliche 2-geschossige Bebauung auf 

den Flurstücken 1345 und 1355 

verschattet wird. Es wird gebeten, auf 

diesen Flurstücken nur eine 1-geschossige 

Bebauung zuzulassen. 

 

 

 Ferner wird wortgleich wie zu Nr. 10 

(Antragstellerin Centra GmbH) ausgeführt, 

dass die anfallenden Regenwasser der 

Straßenfläche „Anliegerstraße 

Heidekamp“ über die auf dem Grundstück 

der WEG liegenden Rigolen abgeleitet 

wird und dass vor Erteilung einer 

Baugenehmigung die „Anliegerstraße 

Heidekamp“ an das städt. Abwassernetz 

angeschlossen werden muß. 

 

 

 

Eine unzumutbare Verschattung liegt nicht 

vor, da die gesetzlichen Abstandsflächen mit 

der Bebauungsplanfestsetzung „Zahl der 

Vollgeschosse II „eingehalten werden und 

somit ein Rechtsschutz gegen eine mögliche 

Verschattung oder freie Aussicht ist nicht 

gegeben ist. 

 

 

Die Ableitung der Oberflächenwasser der 

„Anliegerstraße Heidekamp“ durch Rigolen 

über das Flurstück 1333 ist durch 

Erschließungsvertrag vereinbart. Eine 

Einsichtnahme in die o.g. Vertragsunterlagen 

ist möglich.  

Die 7. Änderung des Bebauungsplanes I-3A 

hat keine negativen Auswirkungen auf die 

vorgenannten Rigolen.  

Baugenehmigungen werden im Rahmen 

einer Antragstellung nach dem geltenden 

Baurecht behandelt. 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Antragsteller ist 

entsprechend zu informieren. 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Der Antragsteller ist 

entsprechend zu informieren. 
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